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Die Verordnung, die am 19. Juli 1967 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben von 5. September 1967 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
8. November 1967 zur Behandlung zugewiesen. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 5 des Zollgesetzes (altes Recht) noch ein Auf- 
hebungsrecht in einer Frist von vier Monaten nach 
Verkündung hat. 

I 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat mit 
Entscheidung vom 2. Mai 1967 den Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für ungezwirnte Spinnfäden i 
aus Polytetrafluoräthylen für die Zeit vom 1. Juli 
1967 bis 30. Juni 1968 vollständig ausgesetzt, weil 
die in der Gemeinschaft zur Zeit verfügbaren Men- 
gen für den Bedarf der verarbeitenden Industrie 
nicht ausreichen. 

In der Bundesrepublik wurden für diese Ware die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs bereits ein- 


geführt (regelmäßiger Außenzoilsatz bzw. autono- 
mer EWG-Zollsatz 15 Vo des Wertes, ermäßigter 
Außenzollsatz bzw. vertragsmäßiger EWG-Zollsatz 
12 ^/o), so daß auch im Deutschen Zolltarif die Zoll- 
aussetzung in vollem Umfang durchzuführen ist. 

Da die Binnenzollsätze nicht höher sein dürfen als 
die zugehörigen Außenzollsätze, wurde der Binnen- 
zollsatz von 2,2 ^/ü des Wertes ebenfalls auf „frei" 
gesenkt. 

I Der besondere Zollsatz von 3 Vo, der der Republik 
Algerien eingeräumt worden ist, muß ebenfalls auf 
„frei" gesenkt werden, weil anderenfalls die Alge- 
i rien eingeräumte Präferenz unterlaufen würde. 

Außerdem wurde der Griechenland-Zollsatz von 
2,2 Vo auf Grund des Assosiierungsabkommens zwi- 
schen der EWG und Griedienland ebenfalls ent- 
sprechend angepaßt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, von seinem Auf- 
hebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 
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